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Selbstgerechte Richter / FR vom 17.6.2013

Lieber Bronski,

Herr Bommaruis zitiert aus dem jetzt erschienenem B uch des Spiegel-Redakteurs
Thomas Darnstädt „Der Richter und sein Opfer – Wenn  die Justiz sich irrt“,
dessen nützlichen Vorschlag „ein Richter, der fahrl ässig die Wahrheit verfehlt …
sollte dasselbe Haftungsrisiko wie ein Arzt oder ei n Flugkapitän haben“. Diese
erweiterte, richterliche Haftung würde sicher den v iel zu hohen Prozentsatz
richterlicher Fehlentscheidungen mindern. Aufmerksa me Beobachter der Recht-
sprechung schätzen, dass ein Viertel aller Gerichts entscheidungen falsch ist. Es
ist aber zweifelhaft, ob der Gesetzgeber bereit ist , die haftungsrechtliche Vor-
schrift des Richters im Bürgerlichen Gesetzbuch zu ändern.

Die Politik müsste dann den § 839 Absatz 2 Bürgerli ches Gesetzbuch (Haftung bei
Amtspflichtverletzung) ändern, der derzeit folgende n Wortlaut hat: „Verletzt ein
Beamter bei dem Urteil in einer Rechtssache seine A mtspflicht, so ist er für den
daraus entstehenden Schaden nur dann verantwortlich , wenn die Pflichtverletzung
in einer Straftat besteht.“ Die Straftat des Richte r bei der Fällung eines
Urteils ist die Rechtsbeugung (§ 339 Strafgesetzbuc h) und setzt den Vorsatz,
also Wissen und Wollen des rechtswidrigen Erfolges voraus. Erschwerend kommt
hinzu, dass der Bundesgerichtshof entgegen dem Wort laut dieser gesetzlichen Vor-
schrift in ständiger Rechtsprechung entschieden hat , dass Rechtsbeugung nur dann
vorliegt, wenn das Recht elementar, also schwerwieg end gebeugt wurde. Diese Aus-
legung des Rechtsbeugungsparagraphen hat zur Folge,  dass nur sehr selten ein
Richter wegen Rechtsbeugung verurteilt wird.

Da der Gesetzgeber sehr wahrscheinlich den § 839 Ab satz 2 BGB nicht ändern wird,
wäre ein anderer Weg zu beschreiten. Bekanntlich we rden Dienstaufsichtsbe-
schwerden gegen einen Richter wegen einer rechtsfeh lerhaften Entscheidung (Be-
schluss oder Urteil) von den Gerichtspräsidenten fa st ständig mit der gesetz-
widrigen Antwort zurückgewiesen, er dürfe die geric htliche Entscheidung wegen
der richterlichen Unabhängigkeit (Artikel 97 Absatz  1 Grundgesetz) nicht be-
werten. Diese gesetzwidrige Praxis könnte beendet w erden, wenn der Gesetzgeber
die Dienstaufsicht über Richter den Gerichtspräside nten entzöge und sie wie in
Schweden auf einen von den Gerichtspräsidenten unab hängigen Justizombudsmann
übertrüge. Wenn der Richter weiß, dass er seine rec htsfehlerhafte Entscheidung
rechtfertigen muss, dann ist anzunehmen, dass er so rgfältiger und sachgerechter
seine richterlichen Aufgaben erledigt und sich auch  möglichen gesetz- und
rechtswidrigen Einflüssen weniger geneigt zeigt. We nn die Politik ihrer Ver-
pflichtung gegenüber der Bevölkerung, also den Rech tsuchenden gerecht werden
will, dann müsste sie diese dringend nötige Reform durchführen.

Mit freundlichen Grüßen

( Horst Trieflinger )
    Vorsitzender


